
 

Grundsatzpapier 
 

 

 

LIBERTÄR, SOZIALISTISCH, ORGANISIERT  



1 
 

Das Bestehende verstehen 
Parlamentarismus 
Die meisten Menschen in der Schweiz glauben, dass die Gesellschaft nur über Parteien und 
Parlamente verändert werden kann. Wer sich politisch beteiligt, tut dies meistens innerhalb 
einer Partei oder eines Initiativ- oder Referendumskomitees. Dies sind Formen des 
Parlamentarismus, also des parlamentarischen, institutionellen Weges. Dahinter steckt die 
Idee, dass grundlegende gesellschaftliche Verbesserungen erreicht werden können, wenn 
genügend Sitze im Parlament gewonnen werden. Dies ist unserer Meinung nach nicht 
möglich, da auf der einen Seite die Regeln des Parlaments die Parteien dazu zwingen, 
«Mehrheiten zu schaffen» und somit faule Kompromisse mit politischen Gegner*innen zu 
schliessen. Auf der anderen Seite braucht es auf dem Weg zur parlamentarischen Mehrheit 
viel Geld, Beziehungen und (unbezahlte) Arbeitsstunden, welche die lohnabhängigen Klassen 
nur unter grossem Aufwand aufbringen kann. Dasselbe gilt für die direktdemokratischen 
Instrumente der Schweiz, also Initiativen und Referenden: Jede Initiative und jedes 
Referendum brauch enorme Geldsummen, um die nötigen Unterschriften zu sammeln. Dann 
braucht es Parlamentarier*innen oder Lobbyist*innen, welche Druck aufbauen, damit die 
Vorlage schnell einen Abstimmungstermin bekommt und zu guter Letzt braucht es enorme 
Mengen Geld für die Werbung im Abstimmungskampf. 

Dieser Aufwand ist aber komplett vergebens, da ein Staat stets nur als Ausdruck der 
tatsächlichen Kräfteverhältnisse einer Gesellschaft existieren kann (→ Staat). Auch linke 
Regierungen müssen den Regeln folgen, also zum Beispiel Spardiktate einhalten, um einen 
Staatsbankrott abzuwehren. Die politischen Parteien sorgen dafür, dass das Funktionieren von 
Staat und Wirtschaft den immer wieder entstehenden Krisen angepasst werden, damit die 
Wirtschaft weiterwursteln kann wie bisher. 

Die Anliegen von kleineren und/oder weniger (einfluss-)reichen Gesellschaftsgruppen spielen 
deswegen im Parlament kaum je eine Rolle. Dazu gehören auch diejenigen Gruppen, die in 
der Vergangenheit oder auch heute noch, aus dem parlamentarischen Prozess ausgeschlossen 
wurden und werden. Zum Beispiel ist das ein ungefähres Viertel der schweizerischen 
Bevölkerung, welches sich nicht an allen politischen Entscheidungen beteiligen kann, weil es 
nicht die schweizerische Staatsbürgerschaft hat. Dass Politik von und für Mächtige gemacht 
wird, führt aber selten zu grösseren ausser- und antiparlamentarischen sozialen Bewegungen. 
Stattdessen wechseln die Wähler*innen von einer Partei zur anderen, flüchten in die Passivität 
oder wenden sich rückwärtsgewandten und autoritären Ideen zu. 

Vom Parlament geht eine grosse Gefahr für soziale Bewegung aus: Bewegungen organisieren 
sich meistens um ein konkretes Problem, das sie gelöst haben wollen. Bietet das Parlament 
dann eine teilweise oder/und scheinbare Lösung an, kann dies die soziale Bewegung 
sabotieren. Diejenigen, die von der angebotenen Lösung zu profitieren glauben, werden es 
sich nämlich gut überlegen, ob sie weiterhin ihre kostbare Freizeit und Energie in die 
Bewegung stecken. Aber auch wenn wir den Parlamentarismus ablehnen, ist es wichtig zu 
wissen, was in den Parlamenten passiert. Denn die dort getroffenen Entscheidungen haben 
immer Auswirkungen auf unser Leben, zum Beispiel wenn Arbeitslosengeld und 
Prämienverbilligungen gekürzt oder wenn Bussen und Gefängnisstrafen erhöht werden.  

Da die parlamentarische Demokratie das Wirtschaftswachstum und die Zufriedenheit des 
grössten Teils der Bevölkerung nicht dauerhaft unter einen Hut bringen kann, nehmen wir sie 
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nicht als dauerhaft stabil war. Wenn eine Krise der Demokratie entsteht, gibt es zwei 
Auswege: Autoritarismus, zum Beispiel Faschismus, oder eine Ausweitung von 
Selbstverwaltung und Selbstbestimmung. Im Hier und Jetzt ist es wahrscheinlicher, dass die 
Besitzenden in Krisenzeiten auf faschistische Bewegungen und Parteien setzen, da sie sich 
von diesen einen gewissen Schutz ihres Status erhoffen. Der Faschismus ist dabei aber keine 
Marionette oder eine Maske des Kapitals. Er ist eine eigene Bewegung mit einer Strategie der 
parallelen Mobilisierung der Massen und des Kapitals. Dies muss uns bewusst sein und wir 
müssen uns auf die Gefahr eines starken, eventuell staatsdominierenden Neofaschismus 
vorbereiten. 

 


